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V E R H A N D L U N G S S C H R I F T 
 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 29. August 2017 

  

Tagungsort: Gemeinde St. Pantaleon. 

 

Anwesend: 

 

1. Bürgermeister  DAVID Valentin 

2. Vizebürgermeisterin RUSCH Anneliese  

3. Gemeindevorstand MESSNER Hans-Georg 

4. „ TISCH Franz 

5. „ SCHMIDLECHNER Josef 

6. „ EBERHERR Johann 

7. Gemeinderat  PABINGER Manfred 

8. „ NEIßL Georg 

9. „ GRUBER Thomas 

10. „                                                PFAFFINGER Agnes 

11. „ GRUBER Harald 

12. „ VEICHTLBAUER Karin 

13. „ EBERHERR Paula 

14. „ STROHMEIER Manfred 

15.  „                                               HUBER Michaela 

16. „ MAGES Günter 

17. „ MAGES Philipp 

18. „ JOHAM Friedrich  

19. „ Dr. BINDER Helmut 

20. Ersatzmann/-frau BRANDSTÄTTER Christian 

21. „ DANZER Sigrid 

22. „ MITTERBAUER Josef 

23. „ JURIC Sandra 

24. „ HÖFER Gregor  

 

 

Entschuldigt fehlten: 
GV SCHNEIDER Wolfgang 

GR WOHLAND Rudolf 

GR DIVOS Hannes 

GR ERTL Petra 

GR SCHEAM Manuel  

GR NEUHOLD Isabella 

 

 

 

Beginn:  19.00 Uhr    Ende: 21.50 Uhr 

 

 

 

 

Tagesordnung: 
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1. 904/ Bericht Prüfungsausschusssitzung  

2. 004/ Beschlussfassung – Änderung der Verordnung betreffend Sitzungsgelder  

3. 612/ Beschlussfassung – 30 km/h Verordnung Gröbnerwegsiedlung  
4. 250/ Beschlussfassung Änderung Tarifordnung 2017/18 Hort Riedersbach  

5. 850/ Beschlussfassung Änderung Hebesätze – Wasser 

6. 015/ Beschlussfassung – Antrag der SPÖ Fraktion – Platz in der Gemeindezeitung  

7. 846/ Beschlussfassung – Abschluss Mietvertrag für Objekt Kirchengasse 7  

8. 771/ Beschlussfassung hinsichtlich Badebetrieb am Höllerersee 

9. 031/ Beschlussfassung Änderung Flächenwidmungsplan  

-       Änderung Nr. 3.23 „Gasthof Höfer – Loidersdorf“  

-   Bebauungsplan Nr. 08 „Riedersbach Nordost“ 

-   Bebauungsplan Nr. 10 „Veichtlbauer“ 

-   Änderung Nr. 3.33 „Bereich Trimmelkam 

10. 612/ Beschlussfassung Einverständniserklärung zur Aufstellung von mobilen    

        Plakatständern  

11. 612/ Beschlussfassung Katasterschlussvermessung GS Schlosserei Eder Teil 1 + 2  

12. 851/ Beschlussfassung – Planungsarbeiten Baulos „OD-FT-LA Riedersbach /    

        Beurteilungsnachweis Untergrund  

13. 2110/ Beschlussfassung Vertrag betreffend Veräußerung altes Volksschulgebäude  
14. 840/ Beschlussfassung Kaufanbot - Grundteilung MB-Gebiet Riedersbach  

15. 212/ Beschlussfassung Sanierung Dach Neue Mittelschule  
16. 262/ Beschlussfassung Übernahme von Umbaukosten am ehemaligen ATSV 

Sportheim  

17. 262/ Beschlussfassung – Förderung TC Trimmelkam  

18. 771/ Beschlussfassung – Förderung für das Bergbaumuseum  

19. Bericht des Bürgermeisters   
20. Allfälliges  

 

 

Der Bürgermeister eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass  

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 

b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten 

ist und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder, bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht 

schriftlich am 21.08.2017 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

Die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tag öffentlich 

kundgemacht wurde. 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 07.06.2017 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während dieser 

Sitzung zur Einsicht noch aufliegt, außerdem eine Durchschrift den Fraktionsleuten und den 

Mitgliedern des Gemeindevorstandes zugestellt wurde und gegen diese Verhandlungsschrift 

bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Die eingebrachten 

Änderungswünsche wurden eingearbeitet.  

 

Angelobung von Juric Sandra. 
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1. 904/ Bericht Prüfungsausschusssitzung 

Der Bürgermeister ersucht den Prüfungsausschussobmann um seinen Bericht.  

GR Joham – verliest die Prüfungsfestellungen.  

 
GV Eberherr – Erkundigt sich nach der Miete für eine etwa 65 m2 Wohnung?  

Amtsleiter – Etwa einen Euro pro m2 – wir haben hier leider keine Möglichkeit, bei den 

bestehenden Mietverträgen etwas zu ändern. So lange das Mietverhältnis dauert ist hier leider 

keine Änderung möglich.  

GV Eberherr –Erkundigt sich, ob wir diese Mietverträge im GR beschlossen haben.  

Bürgermeister – Wir können uns das anschauen.  

Amtsleiter – Sie sind vom damaligen Vertreter der Gemeinde unterfertigt – sie sind daher 

gültig und man kann sie daher nicht einseitig abändern, verändern oder ähnliches.  

Bürgermeister – Wir haben das schon überprüfen lassen – der Gemeindevorstand wird sich in 

der nächsten Sitzung damit beschäftigen.  

Der Bericht des Prüfungsausschusses wird einhellig zur Kenntnis genommen.  
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2. 004/ Beschlussfassung – Änderung der Verordnung betreffend Sitzungsgelder 

Bürgermeister - Es wurde bei der letzten GR Sitzung die Verordnung betreffend die 

Sitzungsgelder beschlossen. Die ebenfalls auf der Tagesordnung befindliche Verordnung 

betreffend Aufwandsentschädigung wurde nicht beschlossen. Entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen würden so die Gemeindevorstände für die Sitzung lediglich 1 % Sitzungsgeld 

erhalten. Es sollte eine genaue Festlegung in der Verordnung betreffend die Sitzungsgelder 

für die Vorstandsmitglieder stattfinden. 

Wir müssen nunmehr eine neue Verordnung beschließen, dass der Vorstand auch eine 

entsprechende Vergütung erhält. Die Vorstandsmitglieder erhalten dann auch 3,0%.  

Anbei dazu auch ein Schreiben der Aufsichtsbehörde – Möchte kurz den Text der 

Aufsichtsbeschwerde zur Kenntnis bringen. Der Text wird vollinhaltlich verlesen. Es werden 

beide Schreiben der Aufsichtsbehörde verlesen. Die Gemeinde muss demnach die 

Verordnung entsprechend abändern.  

Bürgermeister – Es war klar, dass wir die Verordnung abändern müssen.  

GV Schmidlechner – Die in der letzten GR Sitzung beschlossene Verordnung ist damit 

hinfällig. Kritisiert, dass schon zwei Jahre herumgedoktert wird.  

Bürgermeister – Wir wollten die Aufwandsentschädigung anders regeln – nachdem dies nicht 

möglich ist musste das Sitzungsgeld nunmehr neu definiert werden.  

GV Tisch – Warum hat man das bei der GR Sitzung nicht bedacht?  

Bürgermeister - Dies hat man so nicht gewusst. Wir haben den Entwurf nicht abändern 

können in der letzten Sitzung, weil wir nicht gewusst haben ob der zweite Entwurf 

beschlossen wird oder nicht.  

GV Schmidlechner – Durchgegangen ist nur diese Verordnung mit der 

Aufwandsentschädigung. 

Diskussion über die Voraussehbarkeit dieses Beschlusses.  

Die neue Verordnung sollte wie folgt lauten.  

 

 

Die Verordnung lautet wie folgt.  

V e r o r d n u n g 

 

 

 

des Gemeinderates der Gemeinde St. Pantaleon vom  29.08.2017 betreffend die Festsetzung 

eines Sitzungsgeldes für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeindevorstandes (Stadtrates), 

des Gemeinderates und der Ausschüsse. 

Auf Grund des § 34 Abs. 5 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91, idgF. wird 

verordnet: 

§1  

Anspruchsberechtigte 

(1) Für die Teilnahme an Sitzungen des Gemeindevorstandes des Gemeinderates und der 

Ausschüsse haben Mitglieder des Gemeindevorstandes und Mitglieder 

(Ersatzmitglieder) des Gemeinderates Anspruch auf ein Sitzungsgeld. 

 

(2) Ausgenommen vom Anspruch auf ein Sitzungsgeld sind der Bürgermeister, der 

Vizebürgermeister und die Fraktionsobleute, denen eine Aufwandsentschädigung nach 

den Bestimmungen des § 34 Abs. 1 bis 4 Oö. Gemeindeordnung 1990 oder ein Bezug 

im Sinne des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gebührt. 

 

§2  

Höhe des Sitzungsgeldes 

(1) Das Sitzungsgeld beträgt für Sitzungen des Gemeinderates und der Ausschüsse 1,5 %  
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(2) Das Sitzungsgeld beträgt für Sitzungen des Gemeindevorstandes 3,0 %  

(3)    Das Sitzungsgeld beträgt für den Obmann (Obmann-Stellvertreter) eines Ausschusses    

für die Vorsitzführung in einer Sitzung des betreffenden Ausschusses 3 %  

des Bezuges des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. l des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 

für einen nicht hauptberuflichen Bürgermeister. 

§3  

Auszahlung 

Das Sitzungsgeld wird halbjährlich im Nachhinein bis spätestens 10. des darauffolgenden 

Monats ausbezahlt. 

§4  

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in 

Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten alle bisherigen Verordnungen des 

Gemeinderates betreffend die Festsetzung von Sitzungsgeldern für die Teilnahme an 

Sitzungen des Gemeindevorstandes, des Gemeinderates sowie der Ausschüsse außer 

Kraft. 

 

Der Bürgermeister: 

Angeschlagen .............................  

Abgenommen ............................. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, diese Verordnung in der vorgelegten Form zu 

beschließen. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig 

angenommen.  

 
  

3. 612/ Beschlussfassung – 30 km/h Verordnung Gröbnerwegsiedlung 
Bürgermeister - Wir haben diese Verordnung in der letzten Gemeinderatssitzung beschlossen. 

Anbei ein Schreiben des Amtes der OÖ Landesregierung – wir haben die Stellungnahme des 

Sachverständigen erst nach Beschlussfassung erhalten – die Verordnung ist daher nochmals 

einer Beschlussfassung zuzuführen.  

Amtsleiter – Erklärt den rechtlichen Hintergrund – wenn nicht alle Stellungnahmen vor 

Beschlussfassung vorliegen dann hat eine Verordnung einen rechtlichen Mangel und man 

könnte niemanden strafen.  

Die entsprechenden Unterlagen und Stellungnahmen werden dem Gemeinderat vollinhaltlich 

zur Kenntnis gebracht.  

GV Eberherr – Erkundigt sich, ob wir jedes Verkehrszeichen genehmigen lassen können.  

Amtsleiter – Konkret müssen wir uns etwa eine 30 er Zone absegnen lassen bevor wir sie 

dann verordnen können. Wir brauchen für Geschwindigkeitsbegrenzungen eine 

Stellungnahme vom Verkehrstechniker.  

Diskussion über verschiedene Verkehrszeichen und deren Möglichkeit, diese zu verordnen.  

Bürgermeister – die Verordnung lautet wie folgt.  
 

V E R O R D N U N G 

des Gemeinderates der Gemeinde St. Pantaleon, 5120 St. Pantaleon,  

im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde vom 29.08.2017, womit eine Zonenbeschränkung 

(erlaubte Höchstgeschwindigkeit) von 30 km/h auf folgenden Gemeindestraßen erlassen 

wird: 

Straße: Quellenweg, Gröbnerweg 

Der genaue örtliche Geltungsbereich ist dem angeschlossenen Lageplan, welcher einen 

integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildet, zu entnehmen. 
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Diese Verordnung ist mit den Verkehrszeichen gemäß § 52 lit.a Z. 10a und 10b StVO 1960 

i.V.m. § 52 lit.a Z. 11a und 11b StVO 1960 kundzumachen und tritt mit der Anbringung der 

Verkehrszeichen in Kraft. 

Rechtsgrundlagen: 

o §§ 43 Abs. 1 lit.b Z.1, 44 und 94 Z.4 lit.d Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960) 

Der Bürgermeister: 

Valentin David  

Angeschlagen .............................  

Abgenommen ............................. 

 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, diese Verordnung zu beschließen und gleichzeitig alle 

früheren Verordnungen außer Kraft zu setzen. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch 

Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 
 

 

  

4. 250/ Beschlussfassung Änderung Tarifordnung 2017/18 Hort Riedersbach 

Bürgermeister - Die Tarifordnung ist entsprechend anzupassen – nachfolgend die zu 

beschließende Tarifordnung.                                                                                                                                                                                                                                                                                                                        
Auf Grund § 14 der Oö. Elternbeitragsverordnung 2011 wird folgendes festgelegt: 
 

§ 1 Bewertung des Einkommens 
 

(1) Der von den Eltern für Leistungen einer Kinderbetreuungseinrichtung im Sinne des § 2 
Abs.1 Z 1 Oö. Kinderbetreuungsgesetz zu erbringende Kostenbeitrag bemisst sich 
nach der Höhe des Familieneinkommens pro Monat. 
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(2) Für die Berechnung des Bruttofamilieneinkommens gemäß § 2 Oö. 
Elternbeitragsverordnung 2011 sind die Einkünfte eines Jahres nachzuweisen. Dieser 
Betrag wird bei Einkünften aus nicht selbstständiger Arbeit durch 14 und bei sonstigen 
Einkünften durch 12 geteilt. 

(3) Die gemäß § 2 der Verordnung ermittelte Berechnungsgrundlage bildet die Grundlage 
für die Berechnung des Elternbeitrages für das jeweilige Arbeitsjahr. Veränderungen 
der Einkommenssituation während des Arbeitsjahres sind der LeiterIn bekannt zu 
geben und finden jeweils im darauffolgenden Monat Berücksichtigung. 

(4) Weisen die Eltern ihr Familieneinkommen nicht bis zum 30. September nach, ist der 
Höchstbeitrag bis zur Vorlage zu leisten. Diese werden nicht rückerstattet. 

 
§ 2 Elternbeitrag 

 
(1) Eltern oder Erziehungsberechtigte haben einen monatlichen Elternbeitrag für ihr Kind 

vor dem vollendeten 30. Lebensmonat bzw. ab dem Schuleintritt zu leisten. Ebenso 
haben Eltern oder Erziehungsberechtigte eines Kindes, das über keinen 
Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügt, einen Elternbeitrag zu leisten. 

(2) Mit dem monatlich zu leistenden Kostenbeitrag der Eltern (Elternbeitrag) sind alle 
Leistungen der Kinderbetreuungseinrichtung abgedeckt, ausgenommen eine allenfalls 
verabreichte Verpflegung, angemessene Materialbeiträge oder 
Veranstaltungsbeiträge. 

(3) Sämtliche Beiträge werden mittels Bankeinzug monatlich im Nachhinein eingehoben  
und verstehen sich inklusive Umsatzsteuer. 

(4) Ist ein Kind mehr als 3 Wochen pro Monat durchgehend wegen Erkrankung (ärztliche 
Bestätigung) am Hortbesuch verhindert, so wird der Elternbeitrag zur Hälfte ermäßigt. 

(5) Der Mindest- und der Höchstbeitrag, sowie der Materialbeitrag sind indexgesichert; 
eine Indexanpassung erfolgt jeweils zu Beginn des neuen Arbeitsjahres (September), 
erstmals zu Beginn des Arbeitsjahres 2012/2013. 

 
§ 3 Mindestbeitrag 

 
(1) Der Mindestbeitrag im Hort beträgt 42 Euro.  
(2) Der Mindestbeitrag kann auf Antrag aus besonders berücksichtigungswürdigen 

sozialen Gründen unterschritten oder gänzlich nachgesehen werden, wobei auf die 
Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse Bedacht zu nehmen ist. 

 
§ 4 Höchstbeitrag 

 
Der Höchstbeitrag bis 25 Wochenstunden wird mit 111 Euro festgelegt. Der Höchstbeitrag für 
darüber hinausgehende Inanspruchnahme beträgt 147 Euro. 
 

§ 5 Geschwisterabschlag 
 

(1) Besuchen mehrere Kinder einer  Familie eine beitragspflichtige 
Kinderbetreuungseinrichtung in der Gemeinde (Besuchsbestätigung der 
Kinderbetreuungseinrichtung), wird für das 2. Kind ein Abschlag von 50% und für jedes 
weitere Kind ein Abschlag bis maximal 100% festgesetzt. Ist der Mindestbeitrag beim 
1. Kind gegeben, kommt für das 2. Kind der 50 % Abschlag nicht zur Anwendung. 

(2) Schulische Nachmittagsbetreuung zählt nicht zu beitragspflichtigen 
Kinderbetreuungseinrichtungen. 

(3) Der Geschwisterabschlag wird vom Elternbeitrag bis 25 Wochenstunden berechnet. 
 
 

§ 6 Berechnung des Elternbeitrages 
 
Der Elternbeitrag für den Hortbetrieb beträgt 3 % von der Berechnungsgrundlage für die 
Betreuungszeit bis maximal 25 Wochenstunden und 4 % bei darüberhinausgehender 
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Inanspruchnahme (über 25 Wochenstunden und ganztägiger Betreuung an schulfreien Tagen 
und Ferienzeiten). 
Für den Hortbesuch an weniger als 5 Tagen wird ein Tarif für 

- 3 Tage festgesetzt, der 70 % vom 5 -Tages -Tarif beträgt. 
 

 (bei einem Besuch von 4- Tagen ist der 5-Tage Tarif zu zahlen) 
Erfolgt der Eintritt während eines Monats, wird der Elternbeitrag wochenweise verrechnet. 
  
 

§ 7 Sonstige Beiträge 
 
Essensbeiträge: 
Die Essensbeiträge werden nach bestellten Portionen verrechnet. Die Höhe des Essens-
beitrages wird kostendeckend gestaltet. 
Für die Durchführung des Transportes zum Hort, wird ein Kostenbeitrag von monatlich 4 Euro 
vorgeschrieben. 
 
Materialbeitrag: 
Es werden € 5 pro Monat/ Kind eingehoben.  
 
Veranstaltungsbeiträge:  
Werden anlassbezogen eingehoben. 
 

§ 8 Regelung für Kinder aus Fremdgemeinden 
 
Kinder aus Nachbargemeinden können nur aufgenommen werden, wenn kein Kind aus der 
Gemeinde den Hortplatz beansprucht und wenn sich die Nachbargemeinde am Abgang 
beteiligt (Gemeindebestätigung erforderlich). 
 
 

§ 9 Inkrafttreten 
 
Diese Tarifordnung tritt mit 1. September 2017 in Kraft. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, diese Verordnung zu beschließen. Der Antrag wird in 

offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 
 

 

  

5. 850/ Beschlussfassung Änderung Hebesätze – Wasser 

Bürgermeister - In der Gemeinderatssitzung am 14.12.2016 wurde der Preis für das Wasser 

mit € 1,65 festgelegt. Leider hat der Schriftführer im Protokoll einen Wasserpreis von € 1,63 

o. Ust. geschrieben. Es ist daher dies bitte richtigzustellen da ein GR Protokoll nicht mehr 

geändert werden kann. Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Wassergebühr wie bereits 

einmal definiert mit € 1,65 + Ust. festzusetzen. Diese Festsetzung gilt mit 1. Jänner 2017.  

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit der Stimmenthaltung 

von GR Strohmeier und der Gegenstimme von GV Schmidlechner mehrheitlich angenommen.  
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6. 015/ Beschlussfassung – Antrag der SPÖ Fraktion – Platz in der 

Gemeindezeitung 

Bürgermeister – von der SPÖ Fraktion liegt folgender Antrag vor. 

 
Bürgermeister – Im Vorstand wurde darüber diskutiert und die Meinung vertreten worden, die 

Teilorganisationen der Parteien haben die Möglichkeiten etwas in die Zeitung zu geben. Den 

Parteien sollte diese Möglichkeit aber nicht geboten werden. Es soll keine Parteizeitung 

werden. Der Vorstand hat dies einhellig vertreten.  

Die Kinderfreunde oder Senioren können natürlich was reingeben.  

GV Eberherr - Wir sind gegen versteckte Parteienförderung und sprechen uns dagegen aus.  

GV Messner – Spricht sich dagegen aus, den Platz dafür zur Verfügung zu stellen.  

Bürgermeister – Wir wollen einen hohen Informationsgehalt bieten und wollen das nicht 

ändern.  

Wir haben viele Leute, die etwa keinen Zugang zu Internet haben.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Parteien hier keine Werbefläche in der Zeitung zur 

Verfügung zu stellen. Für diesen Antrag stimmen die ÖVP und OGL Fraktion. Die SPÖ 

Fraktion stimmt für die Zurverfügungstellung von Werbeflächen entsprechend dem 

eingebrachten Antrag. Die FPÖ Fraktion enthält sich der Stimme.  
  

7. 846/ Beschlussfassung – Abschluss Mietvertrag für Objekt Kirchengasse 7 

Bürgermeister – Es ist folgender Mietvertrag zu beschließen.  

Bürgermeister – Es hat drei Bewerber gegeben – die Wohnung sollte zum Preis von € 5,00 / 

m2 ab Dezember an Joham Thomas vermietet werden. Wir wollten ihn ursprünglich an 

Mödlhammer vergeben – dieser ist aber jetzt wo anders untergekommen. Die Gesamtmiete 

wird verlesen.  

Bürgermeister – Die Änderungen gegenüber dem Mietvertrag der schon ausgesandt wurde 

sind zur Kenntnis gebracht worden.  

GR Strohmeier – Erkundigt sich, aus wann der Mietvertrag stammt.  

Amtsleiter – Aus dem Jahr 2014.  

GR Strohmeier - Der Mietvertrag sollte überarbeitet werden, der entspricht nicht mehr den 

gesetzlichen Vorgaben – der letzten Mietrechtsänderung. Das mit Boiler usw. – dafür ist der 

Vermieter nunmehr zuständig.  
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Amtsleiter – Der Mietvertrag wird noch adaptiert und dann in der letztgültigen Fassung im 

Protokoll eingearbeitet.  

Bürgermeister – Wir werden ihn adaptieren und dann zur Verfügung stellen.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, mit Herrn Joham Thomas einen Mietvertrag zu 

beschließen. Dieser lautet wie folgt. Der Mietvertrag soll ab Dezember 2017 gelten.  
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8. 771/ Beschlussfassung hinsichtlich Badebetrieb am Höllerersee 
Bürgermeister – Es ist folgender Präkariumsvertrag zu beschließen. Der Präkariumsvertrag 

wird zwischen Stiegl und Gemeinde abgeschlossen.  
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Die Betreuung ist über den Bauhof gelaufen. Ich wäre froh, wenn wir damit nicht mehr 

belastet würden. Privat einzäunen dürfte hier doch schwierig sein daher sollte man hier eine 

tragfähige langfristige Betreiberkonstruktion finden. Wir werden hier weitere Verhandlungen 

führen. Das Land würde ein neues Betreiberkonzept unterstützten.  

Diskussion über die Nutzung des Badeplatzes – viele Gemeindebürger haben hier 

Privatplätze. Bevor wir hier einen Badeplatz mit finanzieren würden wir den Bedarf abfragen. 

Ich wäre dankbar, wenn es hier eine vernünftige Lösung geben würde.  

GR Mages Philipp – Geht auf die Wichtigkeit des Sees ein und dass man hier schon trachten 

sollte, dass dieser Badeplatz erhalten bleibt.  

Der Gemeinderat ist der Meinung, man sollte an einer Lösung im Sinne einer Erhaltung bzw. 

Modernisierung des Badeplatzes arbeiten. Wir sollten hier rechtzeitig das Gespräch mit den 

Grundanrainern suchen.  

Wir sollten nicht jedes Jahr vor vollendete Tatsachen gestellt werden ohne dass sich an der 

Qualität der Einrichtung etwas verbessert.  

Bürgermeister – Vielleicht tut sich hier etwas, wenn die Tourismusverbände neu organisiert 

werden.  

GR Dr. Binder – Streben wir an, dass das Bad bleibt oder ist es uns egal.  

Bürgermeister – Wir streben schon an, dass das Bad erhalten bleibt – haben auch schon 

hinsichtlich Kassier für Badebetrieb inseriert. Es ist schwierig, einen Kassier hier zu finden.  

GR Dr. Binder – Dies ist ein Zugang für Leute, die halt keinen Privatbadeplatz haben – es ist 

für Bürger ein Genuss, hier hineinzugehen. Wenn ich mit Leuten spreche dann wird das sehr 

positiv bemerkt von der Bevölkerung.  

Bürgermeister – Danke für das Lob.  

GR Dr. Binder – Die Leute nehmen das positiv wahr, dass der Gemeinde Badeplatz positiv 

wahrgenommen wird.  

Bürgermeister – Wir sollten rechtzeitig eine Lösung finden, dass wir uns einig sind und 

gemeinsam etwas auf die Füße stellen. Bei den WC´s sollte etwas gemacht werden, die Pflege 

des Rasens sollte besser werden. In den letzten Jahren war das Ergebnis nicht so.  

GR Pabinger – Geht auf die Nutzbarkeit des Höllerersees für die Grundeigentümer ein.  

Vizebgm Rusch – Es ist schon 10 Jahre her – damals hat es bei einer Begehung mit der 

Naturschutzbehörde die Idee gegeben, das Grundstück einzuzäunen. Die Auflagen, waren 

damals jedoch sehr streng. Der Naturschutz hat hier ein großes Mitspracherecht.  

Bürgermeister – War im Tourismusverband 25 Jahre mit aktiv. Ein Geschäft ist dieser 

Badeplatz sicher nicht – das Image passt und man sollte in diese Richtung etwas realisieren.  

GR Höfer – Es ist optimal für die Jugend, dies zur Verfügung zu haben.  

Bürgermeister – Aus der Situation höre ich, wir sollten trachten als Gemeinde noch aktiver zu 

werden und den Badeplatz weiter zu betreiben.  

GR Mages Philipp – Spricht sich dafür aus, dass wir den Badeplatz weiter zur Verfügung 

stellen dürfen.  

Diskussion über den privaten Badeplatz.  
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Es wird angeregt, hier eine längerfristige Vereinbarung zu finden. Stiegl will derzeit keine 

langfristigen Verträge abschließen.  

GV Messner – Der Badeplatz war schon immer an Anliegen von mir, wir sollten es 

gemeinsam in einem Ausschuss diskutieren. Frage an den Bürgermeister welcher Ausschuss 

zuständig sei 

Bürgermeister – Der See ist klar zugeordnet, was die Seeuferzone betrifft ist der 

Umweltausschuss und bei bauliche Maßnahmen der Bauausschuss zuständig. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den vorliegenden Präkariatsvertrag zu beschließen. Der 

Vertrag gilt nur für die heurige Badesaison. 

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

   
 

9. 031/ Beschlussfassung Änderung Flächenwidmungsplan  

-       Änderung Nr. 3.23 „Gasthof Höfer – Loidersdorf“  

Das ÖEK ist wie folgt zu ändern.  

 

 
Der Flächenwidmungsplan ist wie folgt zu ändern.  
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Bürgermeister – Es liegt eine Stellungnahme der Ehegatten Mag. Höfer Franz und Elfriede – 

eingebracht von Dr. Priller vor – diese wurde dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis 

gebracht. Diese Unterlagen liegen vor. Nachfolgend die Einwendungen im Detail. 
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Die zweite Stellungnahme ist von Franz Höfer – auch diese wurde dem Gemeinderat zur 

Kenntnis gebracht.  
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Ich möchte, dass wir heute eine Entscheidung treffen. Es war schon einige Male auf der 

Sitzung. Es wäre Anfang August ein Gespräch mit Mag. Stoffner von der Gewerbebehörde 

gewesen. Es hat dieses Gespräch mit den Familien Walkner bzw. Fam. Höfer und Mag. 

Stoffner von der BH Braunau gestern stattgefunden. Da hat es längere Diskussionen gegeben. 

Von der Fam. Walkner wäre die Bereitschaft gewesen, die Zeiten im Gastgarten auf ein paar 

Tage zu beschränken aber nicht zur Gänze einschränken. Dies wurde dann nicht gutgeheißen. 

Die beiden Rechtsanwälte der beiden Familien sind übereingekommen, dass ein Termin 

bekannt gegeben werden muss, an dem eine Lärmmessung stattfinden soll. Es wird dann von 

der BH Braunau eine Lärmmessung durchgeführt und dann wird man weiter schauen. Frau 

Mag. Stoffner sagt, gewerberechtlich ist die Terrasse bewilligt und baurechtlich ist diese ja 

auch bewilligt. Im ursprünglichen Plan des Bauwerkes ist diese Terrasse ja drinnen.  

Ersuche um Fragen. Es kommt eine Lärmmessung das ist fixiert.  

GR Höfer – Das hat mit dem Grundstück nichts zu tun?  

Bürgermeister – Wir haben ja gesagt wir warten ab – es sollte eine vernünftige 

Gesprächsbasis aufrechterhalten bleiben. Wir haben seinerzeit vereinbart, dass uns der 

Vertreter der Fam. Höfer Franz, Dr. Priller, hier jemanden als Lärmgutachter namhaft macht – 

bisher haben wir hier keinen Namen bekannt gegeben bekommen. Ich sehe es nicht mehr ein, 

dass wir noch lange diskutierten. Das andere Verfahren kann ja eh laufen.  

GV Eberherr – Wie ist der Stand mit der Wintergarten Überdachung?  

Bürgermeister – Baurechtlich ist es verhandelt – das Verfahren wurde ausgesetzt – Bescheid 

ist hier noch keiner ergangen.  

GV Eberherr – Auf was wird hier gewartet?  

Bürgermeister – Wir wollten das noch abklären um hier vielleicht noch eine einvernehmliche 

Lösung zu finden. Fam. Walkner war bereit, eine Lärmmessung zu machen – dies wurde 

bisher nicht veranlasst.  

GV Eberherr – Wie lange kann man so etwas aussetzen – es muss ja behandelt werden?  

Amtsleiter – Erklärt die gesetzliche Regelung hinsichtlich Klärung der Vorfrage – bis zur 

Klärung der Vorfrage kann man die Hauptfrage aussetzen.  

GV Schmidlechner – Grundsätzlich sind dies zwei Paar Schuhe.  

Bürgermeister – Das eine hat mit dem anderen nicht unbedingt etwas zu tun und deshalb 

sollte nunmehr auch das Widmungsthema erledigt werden. Ich wollte euch das auch 

hinsichtlich Gewerberecht mitteilen.  

GR Höfer – Höfer Franz hätte die Lärmmessung schon lange durchführen können.  

Vizebgm Rusch – Bei der Besprechung war es der Wunsch der Fam. Höfer, hier einen 

Gutachter namhaft zu machen. Bisher haben wir hier keinen Namen erhalten.  

GV Messner – Bin dafür, dass wir das hier einmal abschließen und nicht ewig zuwarten.  

Bürgermeister – Es geht auf die Abänderung des ROG und um die Umwidmung in 

Sonderwidmung Tourismus bzw. Parkplatz wie grafisch dargestellt.  

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit Stimmenthaltung von 

GR Dr. Binder, GV Eberherr und GR Danzer mehrheitlich angenommen.  

 

-   Bebauungsplan Nr. 08 „Riedersbach Nordost“ 

Bürgermeister – Der Bebauungsplan stellt sich wie folgt dar und ist entsprechend zu 

bewilligen.  
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Bürgermeister – Die Stellungnahmen wurden dem Gemeinderat einhellig zur Kenntnis 

gebracht. Vom Elektro Sachverständigen des Landes gab es hier Einwendungen. Hier steht 

eine Leitung der Salzburg AG – es geht aber lediglich um eine Terrassenüberdachung. Die 

Raumordner haben gesagt, es gibt nunmehr eine Klärung und wir sollten diesen 

Bebauungsplan nunmehr in der vorliegenden Form beschließen.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 08 „Riedersbach 

Nordost“ in der vorliegenden Form zu bewilligen.  

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
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-   Bebauungsplan Nr. 10 „Veichtlbauer“ 

Der Bebauungsplan stellt sich wie folgt dar und ist einer Beschlussfassung 

zuzuführen. 

  

 
 

Bürgermeister – Die Stellungnahmen wurden dem Gemeinderat vollinhaltlich zur 

Kenntnis gebracht. Der Bebauungsplan liegt vor und wurde entsprechend 

kundgemacht.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Bebauungsplan Nr. 10 „Veichtlbauer“ in der 

vorliegenden Form zu beschließen.  

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig 

angenommen.  

 
 

-   Änderung Nr. 3.33 „Bereich Trimmelkam 
Bürgermeister – Nachfolgend die Änderung des ÖEK bzw. des Flächenwidmungsplanes.  

Es ist hier das Verfahren nach den Bestimmungen des ROG einzuleiten. 
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Bürgermeister – Sämtliche Unterlagen wurden dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht.  

Es ist hier ursprünglich nur um das ehemalige Verwaltungsgebäude der Sakog gegangen. 

Dieses gehört nunmehr der Tochter der Fam. Stegbuchner. Wenn wir jedoch nur diesen 

Bereich regeln wollten wäre dies keine zufriedenstellende Lösung für den gesamten Bereich 

des ehemaligen Sakog Areales. Es sollte hier daher eine Lösung für alle ehemaligen Sakog 

Gebäude gefunden werden. Der Bereich wird vom Bürgermeister skizziert. Der Bereich 

wurde grafisch dargestellt und eingeblendet. Alle diese Bereiche waren Eigentum der Sakog 

bzw. der Wohnbaugenossenschaft der Sakog. Es sollte eine Änderung dahingehend 

stattfinden, dass zwar diese Gebäude im MB Gebiet bleiben aber der Bestand an Wohnungen 

auch an betriebsfremde Personen weitergegeben werden darf und der Bestand zwar nicht 

vergrößert aber natürlich auch saniert und ähnliches werden darf. Es dürfen aber keine 

Wohnungen dazu kommen bzw. Stockwerke drauf gebaut werden und ähnliches. Der 

Bürgermeister geht auf die Objekte ein, die es vor allem berührt. Das würde so abgeändert, 

dass es bei dem Bestand möglich wäre. Dann hätten wir hier eine Lösung wo alle damit leben 

können. Wir wollen hier keine weiteren Wohnmöglichkeiten mehr bieten das ist auch klar.  

GR Mages Philipp – Ich habe seinerzeit einen Antrag auf Umwidmung meines Grundstückes 

in Mischbaugebiet gestellt – wir haben damals gesagt, das wäre ein Problem wegen den 

Grenzen, wenn sich dann aber ein größerer Bereich zu einer Umwidmung findet dann könnte 

es möglich sein. Mich würde es interessieren, ob man mit Schwab/Brosch/Gemeinde dies 

noch diskutieren kann.  
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Bürgermeister – Es ist ein anderes Verfahren von MB Gebiet auf M Gebiet in ihrem Bereich. 

Wir ändern in diesem Fall ja nicht die eigentliche Flächenwidmung sondern schaffen nur 

einen Zusatz in der Legende. Diskussion über das MB bzw. M Gebiet in diesem Bereich.   

Bürgermeister – Es sollte hier ein Ansuchen von Herrn Mages gestellt werden und dann 

werden wir das in den Gremien beraten. Dies ist heute nicht Gegenstand des gegenständlichen 

Verfahrens. Es ist auch das Objekt hinter dem Kinostadl nicht drinnen, weil es niemals 

Eigentum der ehemaligen Sakog war.  

GV Schmidlechner – Gibt es einen Grund warum das Wohnhaus von Herrn Vejvar hier nicht 

berücksichtigt wurde.  

Amtsleiter – Sein Objekt ist im M Gebiet – daher ist hier keine Änderung notwendig.  

GR Pabinger – Finde es gut, dass es hier eine Lösung gibt. Geht auf die günstigen 

Verkaufspreise seinerzeit aus, weil es in dieser Widmung war.  

Bürgermeister – Die Gemeinde hat damals geschaut, dass die Gebäude so bald wie möglich 

einer Nutzung zugeführt werden. Wir müssen daher jetzt auch eine Lösung für alle Bereiche 

finden und nicht nur für ein Objekt. Es ist nur so möglich, weil dies früher eben eine Firma 

bzw. ein Besitzer war – daher ist diese Sonderwidmung möglich.  

Bürgermeister – Geht auf die Situation in Reith ein – diese ist nicht vergleichbar.  

GR Höfer – Es soll aber kein Nachteil für Besitzer bzw. Bewohner sein.  

Amtsleiter – Geht auf die rechtliche Situation ein hinsichtlich Parteistellung bei 

gewerberechtlichen Verfahren. In Wahrheit gibt es zur jetzt vorgeschlagenen Variante der 

Umwidmung keine Alternative.  

Diskussion über Auflagen bzw. Widmung in diesem Fall.  

Bürgermeister – In diesem Fall ist es ein Bestand – die Widmung soll eben hier ergänzt 

werden.  

GR Neissl – Es sollte den Mietern dann schon Bewusst werden, welche Widmung sie hier 

haben.  

GV Schmidlechner – Ein MB Gebiet sagt aus, dass hier gewisse Lärmentwicklung notwendig 

ist.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Verfahren nach dem ROG für die vorliegende 

Änderung Nr. 3.33 „Bereich Trimmelkam“ des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. Der 

Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit der Stimmenthaltung von 

GR Dr. Binder mehrheitlich angenommen.  
 

 

 

10. 612/ Beschlussfassung Einverständniserklärung zur Aufstellung von mobilen    

        Plakatständern 

Bürgermeister – Die FPÖ Landesgeschäftsstelle hat um die Aufstellung von 16 Bogen 

Plakaten im Ortsgebiet ersucht – das entsprechende Ansuchen wurde dem Gemeinderat zur 

Kenntnis gebracht.  

Im Gemeindevorstand wurde diskutiert – dort wurde besprochen, weiterhin nur die A-Ständer 

aufstellen zu lassen. Dieses Ansuchen gilt für Gemeindegrundstücke.  

GR Dr. Binder – habe im Bereich Dr. Permanschlager schon einen gesehen?  

Bürgermeister – Dort handelt es sich um privaten Grund. Wenn ein Privater etwas erlaubt. 

Diskussion über die Bestimmungen des Straßengesetztes. Es ist ein Unterschied – es gibt eine 

Anfrage auf Gemeindegrund und darüber haben wir zu entscheiden. Diskussion über 

Aufstellung von Plakatständern.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, wer ist dafür, dass auf Gemeindegrund kein 16 Bogen 

Plakatständer aufgestellt werden darf. Der Antrag wird in offener Abstimmung mit den 

Gegenstimmen der FPÖ Fraktion mehrheitlich angenommen.  
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11. 612/ Beschlussfassung Katasterschlussvermessung GS Schlosserei Eder Teil 1 + 2 

Bürgermeister – Nachfolgend die Katasterschlussvermessung GS Schlosserei Eder Teil 1 und 

2 – diese ist einer Beschlussfassung zuzuführen.  

 
Der Gehsteig wurde in diesem Bereich errichtet. Der Bürgermeister geht auf die einzelnen 

Flächen ein. Das muss abgelöst werden und wir müssen mit dem Katasterplan hier 

einverstanden sein. Der Plan wird erörtert. Der Bürgermeister stellt den Antrag, die 

vorliegende Katasterschlussvermessung GS Schlosserei Eder Teil 1 und 2 zu beschließen. Der 

Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
 

 

  

12. 851/ Beschlussfassung – Planungsarbeiten Baulos „OD-FT-LA Riedersbach /    

        Beurteilungsnachweis Untergrund 

Bürgermeister - Die Planungsarbeiten für das Baulos FT-LA Riedersbach sind zu vergeben. 

Anbei außerdem der Beurteilungsnachweis für den Untergrund. Die Kosten dafür belaufen 

sich auf € 16.440,00. Es ist ein entsprechender Schlussbrief mit dem Amt der OÖ 

Landesregierung zu bestätigen. Die Kosten werden hier entsprechend aufgeteilt. Der 

Schlussbrief wird vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Es wurden hier die Bohrungen 

durchgeführt, um die weitere Behandlung der Materialien zu wissen. Wir haben hier weitere 6 

Bodenproben durchzuführen gehabt. Das Projekt ist ausgeschrieben und nächste Woche ist 

Abgabeschluss für diese Arbeiten. Die Schicht wo Ausbesserungsarbeiten gemacht wurden 

beinhaltet Teer – dieser ist zu entsorgen.  

Amtsleiter – Der Frostkoffer ist nicht ganz unbelastet – deshalb ist dieser irgendwo 

einzubauen – eine Entsorgung wäre teuer.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Schlussbrief mit dem Amt der OÖ Landesregierung 

zu bestätigen und den Prüfbericht hinsichtlich Untergrund zur Kenntnis zu bringen. Der 

Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
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13. 2110/ Beschlussfassung Vertrag betreffend Veräußerung altes 

Volksschulgebäude 
Bürgermeister - Anbei der Vertragsentwurf zwischen Pfarre und Gemeinde zur Veräußerung 

des Volksschulgebäudes. 

 
Bürgermeister – Wir haben bisher noch keinen korrigierten Entwurf des Vertrages von der 

Diözese erhalten.  

Amtsleiter – Aufgrund des Vorstandes wollten wir einige Änderungen drinnen haben. Es wird 

dann im Protokoll die endgültige Variante drinnen sein. Diskussion über die 

Änderungspunkte wie Oberflächenwasser, Plakattafel usw.  

GR Joham – Wir sollen einen Vertrag beschließen, der noch nicht ganz in der Endversion 

vorliegt.  

Bürgermeister – Geht auf die Punkte ein, die wir hier hineinreklamieren. Wir können diesen 

Vertrag auch in der nächsten Sitzung beschließen.  

GR Veichlbauer – Erkundigt sich wie wichtig diese Plakatständer sind?  

Bürgermeister – Diese Plakatständer sollten schon dort stehen bleiben.  

Amtsleiter – Diese waren nicht verhandelbar – warum sollten wir diesen Punkt weggeben. 

Auch der Punkt mit der Kontamination ist leider nicht verhandelbar.  

Der Bürgermeister setzt diesen Punkt ab. 

 

 
 

  

14. 840/ Beschlussfassung Kaufanbot - Grundteilung MB-Gebiet Riedersbach 

Bürgermeister - Inzwischen gibt es für den geplanten Verkauf einen möglichen Teilungsplan 

– nachfolgend der entsprechende Plan. Die Kaufanbote liegen nunmehr vor. 
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Der Kaufpreis beträgt € 35,00 / m2. Die Kaufverträge müssen noch ausgearbeitet werden. 

Diese Unterlagen wurden dem Gemeinderat zur Verfügung gestellt. Wir sollten hier einen 

Grundsatzbeschluss realisieren – die Vermessungsurkunde muss auch noch etwas adaptiert 

werden. Die Kaufverträge können dann erstellt werden.  

GV Eberherr – Die Straße die zurück geht soll mindestens 2,0 m ins Grundstück eingerückt 

werden.  

Bürgermeister – Erläutert diese gegenständliche Situation. Der Gehsteig wird sicherlich hier 

aufhören.  

Bürgermeister geht auf die Gehsteig- und Parksituation ein – dies ist eine zukunftsweisende 

Gestaltung.  

GR Mages Günter – Die € 35,00 sind ohne Aufschließung?  

Bürgermeister – Die Aufschließungskosten kommen hier noch dazu.  

GV Eberherr – Die Grunddienstbarkeit für den Regenwasserkanal sollte eingetragen werden.  

Amtsleiter – Diese Kanäle sind wasserrechtlich genehmigt und werden üblicherweise nicht 

ins Grundbuch eingetragen.   

Bürgermeister – Alle diese Anschlüsse müssen definiert werden.  

GV Tisch – Kommt dann die Ortsdurchfahrt weiter hinaus?  

Bürgermeister – Die Ortstafel muss dann sicherlich verrutscht werden.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, diese Flächen von jeweils etwa 3000 m2 zum Preis von 

€ 35,00 von der Gemeinde erwerben zu können. Die genaue Fläche wird hier noch in den 

Kaufverträgen definiert. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand 

einstimmig angenommen.  

 
  

15. 212/ Beschlussfassung Sanierung Dach Neue Mittelschule 
Bürgermeister – Nachfolgend einige Angebote betreffend Sanierung Dach Neue Mittelschule 

– es ist hier so bald wie möglich eine Reparatur zu realisieren. Weiters haben wir hier in der 

Anlage eine Stellungnahme eines Bautechnikers zur Art der bevorzugten Sanierungsform.  
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Bürgermeister – Es gibt hier unterschiedliche Ideen dies zu lösen. Das Problem ist die Statik 

des Daches – hier gibt es keine Unterlagen mehr. Das zweite Problem ist das seitliche 

Mauerwerk – es ist teuer dies zu entfernen, wenn es wirklich aus massivem Beton besteht. 

Wir haben dies mit einigen Fachleuten begutachtet. Habe mir das heute mit Neubauer Peter 

angeschaut – hier dürfte ein Teil aus Mauerwerk bestehen. Wir müssen die Bauteile wirklich 

wissen. Man kann hier nicht gut zufahren mit Fahrzeugen. Optimal wäre es, die Attika hier zu 

entfernen. Dies geht nur dann, wenn die Attika nicht aus Beton besteht. Wir sind derzeit nicht 

so weit, dass wir hier einen Beschluss fassen könnten. Wenn wir so etwas machen dann 

werden wir ein kurzes Vordach realisieren – auf die Architektur brauchen wir hier keine 

Rücksicht nehmen. Diskussion über die Planunterlagen.  

Bürgermeister – Bin guter Dinge, dass wir hier in Kürze eine Lösung präsentieren könnten.  

GV Eberherr – Man sollte die Attika entfernen und einen Dachvorsprung realisieren. Ob 

Folien- oder Blechdach ist dann nicht mehr ganz so tragisch.  

Bürgermeister – Man könnte es auch seitlich anbohren und das Wasser rausleiten.  

GR Mages Philipp – Erkundigt sich nach einem statischen Gutachten.  

Bürgermeister – Wenn wir das in dieser Form realisieren benötigen wir vermutlich kein 

statisches Gutachten.  

GR Mages Philipp – Die Baufirma muss das Risiko hinsichtlich der Ausführung übernehmen.  

Bürgermeister – Wenn man einen Dachstuhl bauen würde ist die Frage ob die seitliche Mauer 

das überhaupt aushalten würde.  

GV Messner – Wäre dafür, dass uns das ein Statiker anschaut egal welche Lösung wir hier 

realisieren.  

Diskussion über die Statik des Daches.  
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Amtsleiter – Geht auf die einzelnen Skizzen ein – wir müssen dann diskutieren, ob wir ein 

Vordach brauchen oder nicht. Bei einem Vordach sind hier unter Umständen statische Daten 

notwendig.  

Bürgermeister – Wir werden informieren, wie das Mauerwerk beschaffen ist.  

GR Mages Günter – Wir brauchen einen Statiker sonst können wir ja gar nicht ausschreiben.  

Amtsleiter – Wir brauchen einen Baumeister, der von einer Lösung eine Ausschreibung 

erstellt – wir haben unterschiedliche Angebote. Alleine schon von der Angebotssumme. Wir 

haben kein komplettes Leistungsverzeichnis. Wenn wir das haben dann muss das jemand 

machen, der sich hier auskennt. Wir brauchen mindestens drei Angebote.  

GR Huber – Erkundigt sich nach der zeitlichen Komponente.  

Bürgermeister – Jeder der Fachleute hat eine andere Variante geliefert.  

GR Pabinger – Wenn wir einen neuen Dachstuhl haben kostet das etwa hunderttausend – habe 

das schon gesagt, dass es nicht optimal ist mit Folie oder ähnliches.  

GV Eberherr – Wir können auch bei einem neuen Dach nicht x beliebige Materialien 

verwenden.  

Amtsleiter – Man kann, wenn man theoretisch das Blechdach runter gibt dies nicht mal durch 

ein Blechdach ersetzen weil wir hier keine 2,0 % Gefälle haben. Dafür gibt es Normen die 

einzuhalten sind.  

GR Dr. Binder – Was ist hier unter dem Dach?  

Amtsleiter – Dies sind Leimbinder – wir haben keine statischen Daten für diese Leimbinder.  

Diskussion über die weiteren Maßnahmen. Die einzelnen Schichten wird man erst später 

sehen, ob diese auch gewechselt werden müssen.  

Bürgermeister – Werde den Aufbau des Mauerwerkes kommunizieren. Es muss eine 

vernünftige und langfristige Lösung sein.  

GR Huber – man muss auch an die Folgekosten denken.  

Bürgermeister – Wir haben Dachflächenfenster gehabt. Diese wurden ab isoliert – seit dieser 

Maßnahme haben wir hier Ruhe. Die Dachflächenfenster haben Großteils nicht funktioniert 

und nichts gebracht.  

GR Huber – Wir haben teilweise überlegt ob wir hier noch turnen können mit den Kindern.  

Bürgermeister – Wir werden über den Punkt weiter informieren.  

  
  

16. 262/ Beschlussfassung Übernahme von Umbaukosten am ehemaligen ATSV  

        Sportheim 

Bürgermeister - Von der Firma Stampfl ist eine Rechnung an den damaligen ATSV offen. 

Dies betrifft die Umbauarbeiten des Sportheimes – es sollte hier diskutiert werden, wie wir 

mit dieser Forderung umgehen. Die offene Forderung der Firma Stampfl an den ATSV betrug 

€ 16.064,41 zuzüglich Inkassokosten. Bei der Firma Ganglmaier ist nach wie vor ein Betrag 

in der Höhe von € 4.103,76 offen. Es ist unsere moralische Verpflichtung diese Kosten 

abzudecken. Die Fa. Stampfl hat Subfirmen beauftragt und beachtliche Kosten selbst schon 

bezahlt. Es gibt keinen rechtlichen Anspruch der beiden Firmen aber moralisch steht ihm das 

zu.  

GV Schmidlechner – Habe erfahren, dass Stampfl derzeit keine Kommunalsteuer mehr 

bezahlt bis wir dieses Thema nicht geklärt haben.  

Bürgermeister – Dies ist uns bekannt gegeben worden – dafür hat er keinen rechtlichen 

Anspruch. Wenn heute die Entscheidung fallen würde dann müsste er die Kommunalsteuer 

bezahlen.  

GR Strohmeier – Sind die beiden Firmen damit einverstanden, dass der Betrag ohne Zinsen 

und Kosten bezahlt wird?  
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Bürgermeister – Das ist nicht unsere Sache hier mit den Firmen wurde hier nicht gesprochen – 

die Firmen sind froh, wenn die Arbeitsleitung und Material bekommen würden. Wir haben im 

Vorfeld nicht darüber gesprochen. Habe im Vorfeld erklärt, dass wir uns bemühen, die 

tatsächlichen Kosten zu ersetzen.  

GV Eberherr – Diese Mahngebühren usw. sollten nicht bezahlt werden.  

GR Joham – Was machen wir dann mit dem Gebäude? Das eine oder andere ist schon dort – 

wir haben hier noch kein Konzept für die Nachnutzung – wir müssen zunächst die alten 

Geschichten nutzen.  

Bürgermeister – Wir haben auch noch keine Rückantwort für die Eingabe die wir gemacht 

haben. Diskussion über die Forderungen von Hr. Marsch.  

GR Mages Günter – Sehe nicht ein, dass wir das hier zahlen – das ist Unternehmerrisiko – 

sonst kommt der nächste auch.  

Bürgermeister – Was Gemeindeeigentum ist haben wir bisher alles bezahlt. An private haben 

wir nicht alles bezahlt.  

GR Mages Philipp – Wenn wir nicht wissen was wir damit machen schießen wir unter 

Umständen diesen Betrag in die Wüste. Wir wissen dies noch nicht.  

GV Eberherr – Wir hätten eigentlich schon eine Verwendung dafür das ehemalige 

Vereinsheim könnte als Jugendtreff genutzt werden.  

Vizebgm Rusch – Es sind Leistungen dieser beiden Firmen an unserem Gebäude entstanden. 

Diese sollten von uns auch bezahlt werden. Die Firmen können nichts dafür.  

GR Dr. Binder – Erkundigt sich nach dem rechtlichen Status.  

Bürgermeister – Wir wurden vom RA von Hr. Marsch aufgefordert etwas zu zahlen – dies ist 

alles außergerichtlich - wir wollen hier eine Überprüfung durch die Staatsanwaltschaft.  

Amtsleiter - Theoretisch erfahren wir vielleicht nichts – wir haben eine 

Sachverhaltsdarstellung eingebracht. Wenn unseren Argumenten Folge geleistet wird dann 

kann was daraus entstehen. Anwalt von Hr. Marsch hat uns ja angedroht uns klagen zu wollen 

und wir haben dieses Schreiben erwidert.  

GR Dr. Binder – Wir werden daher bald mal frei verfügen können über das Grundstück.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, der Firma Stampfl einen Betrag in der Höhe von € 

16.064,41 für die Bauarbeiten im Bereich ehemaliges ATSV Vereinsheim in Trimmelkam 

und der Firma Ganglmaier Roland einen Betrag in der Höhe von € 4.103,76 zu bezahlen. Wir 

sehen das als unsere moralische Verpflichtung an und betrachten dies als freiwillige Zahlung 

an diese beiden Firmen.  

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit den Gegenstimmen von 

GR Mages Philipp und Mages Günter mehrheitlich angenommen.  
 

  

17. 262/ Beschlussfassung – Förderung TC Trimmelkam 
 

Bürgermeister – Verliest ein Ansuchen des TC Trimmelkam vom 12. Juli 2017 – es sollte ein 

Beschluss darüber gefasst werden. Es liegt eine Aufstellung hinsichtlich der Kosten vor. Der 

Vorschlag war für das Jubiläumsjahr € 5.000,00 zu bezahlen.  

GV Messner – Diese Summe ist sicherlich angemessen für diese beiden Maßnahmen.  

GV Tisch – ich würde sogar um € 1.000,00 höher gehen auf Grund des 60 jährigen Jubiläums.  

GR Höfer – Damit alle gleichbehandelt werden.  

Diskussion über die Höhe der Zuwendung.  

GR Dr. Binder – Der Zwischenruf gegen die OGL von Hr. Mitterbauer hinsichtlich wir sind ja 

nicht im Türkischen Basar ist entbehrlich.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, dem TC Trimmelkam für die Umbaumaßnahmen und 

das Jubiläum einen Betrag von insgesamt € 6.000,00 zur Verfügung zu stellen.  
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Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit der Stimmenthaltung 

von GR Pabinger mehrheitlich angenommen.  

 

  

 

18. 771/ Beschlussfassung – Förderung für das Bergbaumuseum 

Bürgermeister - Anbei ein Ansuchen des Bergbaumuseums vom 23. Mai 2017 von Hr. 

Tkauz Robert – es sollte ein Beschluss darüber gefasst werden. Kosten der Lock € 

2.500,00 zu finanzieren. Diese ist unterirdisch bei der Sakog im Einsatz gewesen. Zu den 

Kosten des Gerätes kommen noch zusätzliche Kosten. Ein Kaufvertrag liegt inzwischen 

vor. Ich ersuche um Diskussion.  

Sein privates Bergbaumuseum ist sicherlich auch nach Terminvereinbarung besuchbar.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, Hr. Robert Tkauz für sein privates Bergbaumuseum 

für die Anschaffung einer Lock einen Betrag in der Höhe von € 2.500,00 zur Verfügung 

zu stellen.  

GR Joham – Warum unterstützen wir nicht, dass wir in der Gemeinde ein größeres 

Museum für diesen Bereich schaffen. Damals ist nichts entstanden.  

GV Eberherr – Wir sollten dies beschließen mit dem Zusatz, dass die Lock der Gemeinde 

gehört sollte sich das Museum auflösen.  

GR Dr. Binder – Diese Lock war damals ein Prototyp. Dieser ist weltweit einmalig. 

Unseren Schacht der auch einmalig war ist leider weggerissen worden. Das 

Bergbaumuseum würde diese Lock sicher gerne übernehmen.  

GR Pabinger – Wurden diese Dinge damals veräußert?  

Amtsleiter – So weit er informiert ist wurde das zum Alteisenpreis verkauft. Ein Hunt hat 

anscheinend ATS 1.000,00 gekostet.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, Herrn Tkauz einen Betrag in der Höhe von € 

2.500,00 für das private Bergbaumuseum für die Anschaffung dieser Lock zur Verfügung 

zu stellen. Die Öffnung für Gemeindebürger sollte nach Voranmeldung möglich sein.  

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit der Befangenheit 

von Tisch Franz (Schwager von Tkauz Robert) angenommen.   

 
  

 

  

19. Bericht des Bürgermeisters 
            Bürgermeister – Berichtet über folgende Punkte.  

 Hort  

Der Hort wird in dieser Form weiter betrieben – es wurde koordiniert, dass hier eine 

Überschreitung der Höchstzahlen möglich ist. Es hat eine Missstimmung für den Umbau 

gegeben. Es hat sich hier länger hingezogen. Wir können das nicht einfach so auflösen – bis 

Jahresende müssen wir hier Maßnahmen bekanntgeben.  

 Besprechung Schweinemastbetrieb  

Bürgermeister – Habe mit der Fa. Hartmann Kontakt aufgenommen – ich erhalte hier diese 

Woche noch einen Termin für nächste oder übernächste Woche. Dann werden wir uns das 

hier anschauen.  

Die anderen Vereinbarungen wurden niedergeschrieben. Hennermann muss noch eine 

Wirtschaftlichkeitsberechnung bringen.  

 Sicherung Eisenbahnkreuzung – Stellungnahme  

Wir haben hier wieder ein Schreiben erhalten dies umzusetzen. Wir können uns die 

Realisierung nicht leisten – wir werden uns ziehen so lange es möglich ist.  

 Oberflächenentwässerung Reith  

 Audit Familienfreundliche Gemeinde  
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Leider ist hier kein Termin mit GV Schneider Wolfgang zustande gekommen – wir haben 

dann dieses Audit wahrgenommen – es geht um die Zertifizierung für die nächsten drei Jahre 

– die Aktivitäten können weitergeführt werden. Es muss hier eine andere personelle Lösung 

gefunden werden. Die Dame vom Audit hat so etwas noch nicht erlebt.  

 Aufsichtsbeschwerden 

Bürgermeister – Berichtet von den Aufsichtsbeschwerden – diese wurden von den Stellen 

beantwortet. Die andere waren die Einnahmen der Kleingartenanlage. Es sollte dies überprüft 

werden. Die IKD des Landes hat dazu ein Schreiben übermittelt. Das Schreiben wird dem 

Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Darin wird von der Aufsichtsbehörde 

festgehalten, dass es hier zu keiner Verfehlung gekommen ist. Es geht hier um die 

Zweckbindung der Pachteinnahme des Schrebergartens. Es wurde ein Beschluss gefasst, 

genau diese Gelder für andere Zwecke zu Verwenden. Da über diese Sache ein Beschluss 

gefasst wurde ist der alte Beschluss nicht mehr gültig. Dies wurde auch den 

Beschwerdeführern GV Schneider und GV Schmidlechner mitgeteilt. Ein Fehlverhalten der 

Gemeinde ist hier nicht feststellbar.  

Bürgermeister – Mich wundert es, dass dies erst 10 Jahre später zum Thema gemacht wurde.  

Im Bereich Bergwerksstraße hat es auch eine Beschwerde von GV Schneider Wolfgang und 

GR Divos Hannes gegeben. Hier wurde ein Schreiben zurückgesandt – nach Durchführung 

der aufsichtsbehördlichen Überprüfung hat das Land hier festgestellt, dass aufgrund der 

Tätigkeit der Baubehörde nunmehr kein Bedarf für ein aufsichtsbehördliches Tätigwerden. 

Die letzte Beschwerde wurde von Huber Hannes gegen den Amtsleiter und mich eingebracht. 

Es wurde hier beanstandet, dass wir fahrlässig handeln. Vom Juristen der 

Raumordnungsabteilung wurde hier keine Verfehlung unsererseits festgestellt. Vom anderen 

Juristen des Landes haben wir noch keine Reaktion. Es ist sicherlich eine privatrechtliche 

Sache, wenn sich zwei Nachbarn nicht vertragen. Es gibt eine Anzeige von Huber Hannes 

gegen Schneider Alex und umgekehrt.  

Die beiden Fälle werden vom Bürgermeister kurz skizziert. Es ist immer gescheit, wenn man 

sich hier dauernd gegenseitig anzeigt. Nachdem wir jetzt vier Aufsichtsbeschwerden 

abgearbeitet haben möchte ich nicht sagen, wir haben Zeit für neue Aufsichtsbeschweren. 

Sollten weitere Aufsichtsbeschwerden kommen bin ich mir sicher, dass wir so arbeiten wie es 

vorgeschrieben ist.  

Der Bürgermeister geht auf die Termine mit den Feuerwehren (Wildshut und St. Pantaleon) 

ein und lädt zum Picknick mit Musik ins Stiegl Gut ein.  

   
 

   
20. Allfälliges  

GR Joham – Es hat geheißen, wir erhalten die Unterlagen betreffend Gespräch mit 

Hennermann und Jungbauer.  

Bürgermeister – Es werden diese Unterlagen noch zur Verfügung gestellt. Es wurden einige 

Punkte fixiert auf die wird kurz eingegangen.  

GV Eberherr – In der STA Sitzung am 03.07.2017 haben wir den Bauhof angeschaut – 

möchte mich bei den Bauhofmitarbeitern bedanken für die Umsetzung. Kehrgut aus der 

Straßenkehrung soll nicht im Bauhof zwischengelagert werden – dadurch entstehen nur 

zusätzliche Kosten.  

Wie ist der Stand hinsichtlich benötigter Rasentraktor.  

Bürgermeister – Hier ist eine Variante notwendig. Eventuell könnte man mit dem Sportverein 

eine gemeinsame Sache realisieren. Es muss hier eine Lösung kommen.  

GV Messner – Wenn man über die Aufsichtsbeschwerden nachdenkt frage ich mich, warum 

schreibt man so etwas wenn z.B. bei der familienfreundlichen Gemeinde nichts passiert.  

GV Schmidlechner – ich wusste nicht, dass dieser Beschluss nicht mehr gültig war.  
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Es gibt einen Beschluss aus dieser Zeit. Ob du das weißt ob der Beschluss aufgehoben ist – da 

haben wir alle etwas gelernt.  

 

Die Aufsichtsbehörde schaut sich das einfach an – ist das schlecht, wenn man sich erkundigt. 

Das was sich in der letzten Sitzung abgespielt hat – in der Vorstandssitzung wurde etwas 

ausgemacht und dann war es in der Gemeinderatssitzung anders.  

Bürgermeister – Es wurde ein Antrag eingebracht – das Recht des Antrages hat jeder.  

Diskussion über Antrag und Gegenantrag.  

 

 
 

 

Nachdem sich niemand mehr zu Wort meldet schließt der Vorsitzende die Sitzung  

   21.50    Uhr. 
 

 

 

Schriftführer       Bürgermeister 

 

 

……………………….  …………………………. 

 

 

SPÖ-Fraktion  ÖVP-Fraktion 

 

 

………………………  …………………………. 

 

OGL-Fraktion  FPÖ-Fraktion 

 

 

………………………  …………………………. 

 

 

Gemäß § 54 OÖ. GemO 1990 und § 15 der Geschäftsordnung wird festgestellt, dass gegen die 

gegenständliche Verhandlungsschrift keine Einwendungen erhoben wurden, bzw. mit dem 

Beschluss über die Einwendungen die Verhandlungsschrift als genehmigt gilt. 

 

 

 

Genehmigt in der Sitzung, Der Bürgermeister: 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 


